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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates betreffend Informationen 
über die Energieversorgungslage der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 5 und 213, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf die 
Artikel 187 und 192, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verfolgung und Verwirklichung der vom Rat 
insbesondere in seinen Entschließungen vom 17. De- 
zember 1974 und 13. Februar 1975 festgelegten Ziele 
erfordern die Durchführung geeigneter Maßnahmen. 

Zu diesem Zweck ist insbesondere die Beurteilung 
der Energieversorgung jedes Mitgliedstaats und der 
Gemeinschaft notwendig; diese Beurteilung ist 
zwangsläufig einheitlicher Art und umfaßt die Ge- 
samtheit der betreffenden Bereiche. 

In letzter Zeit erforderte die Deckung der Energie- 
versorgung ständige Bemühungen um Anpassung 
der Versorgungsstrukturen an die sich ändernden 
Marktbedingungen; diese Lage macht eine regel- 
mäßige Unterrichtung der Kommission notwendig. 

Wenn Schwierigkeiten auftreten, die ernste Stö- 
rungen hervorrufen können, indem sie die Energie- 
versorgung verringern oder zu verringern drohen, 
muß die Kommission auch über schnellere und einge- 
hendere Informationen über die wesentlichen Gege- 
benheiten dieser Lage verfügen. 

Der Rat hat am 30. Januar 1974 wegen der damals 
bestehenden Schwierigkeiten auf dem Energiemarkt 
die Verordnung (EWG) Nr. 293/74 betreffend die 
für die Aufstellung umfassender Energiebilanzen 
für die Gemeinschaft bestimmten Informationen 
erlassen. 

Die genannte Verordnung entspricht nicht mehr 
den derzeitigen Erfordernissen, denn sie gewähr- 
leistet nicht, daß die Kommission über die Angaben 
verfügt, die sowohl bei normaler Lage als auch in 
schwierigen Situationen unerläßlich sind. 

Die Vereinheitlichung und Rationailsierung der 
Mitteilung aller auf Gemeinschaftsebene erforder- 
lichen Informationen ist von gemeinsamem Interesse. 
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Es muß gewährleistet werden, daß die in der vor- 
liegenden Verordnung vorgesehenen Verpflichtun- 
gen eingehalten und die eingeholten Angaben ver- 
traulich behandelt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
jährlich am 20. Januar und 20. Juli die in Anhang I 
dieser Verordnung auf geführten Angaben über ihre 
Energieversorgungslage, und zwar die Angaben für 
das vorangehende Halbjahr und die Vorausschät- 
zungen für das laufende Halbjahr. 

Artikel 2 

Falls die Kommission nach Anhörung des Energie- 
ausschusses feststellt, daß Schwierigkeiten ernste 
Störungen verursachen könnten und zur Verringe- 
rung der Energieversorgung eines oder mehrere 
Mitgliedstaaten führen oder zu führen drohen, sind 
die Mitgliedstaaten gehalten, folgende Verpflichtun- 
gen zu erfüllen: 

a) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission 
für jedes Vierteljahr die in Anhang I dieser Ver- 
ordnung genannten Angaben; 

b) ferner übermitteln die Mitgliedstaaten der Kom- 
mission für jedes Vierteljahr die in Anhang II 
dieser Verordnung aufgeführten Angaben über 
ihren Energieverbrauch nach großen energiever- 
wendenden Sektoren. 

Die oben unter a und b genannten Angaben werden 
in jedem Jahr am 20. Januar, 20. April, 20. Juli und 
20. Oktober mitgeteilt, und zwar jeweils die Anga- 
ben für das vorangehende Vierteljahr und die Vor* 
ausschätzungen für das laufende Vierteljahr. 

Die Situation, die die in diesem Artikel genannten 
Verpflichtungen zur Folge hat, ist Gegenstand einer 
Mitteilung der Kommission im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten fügen ihrer Mitteilung gegebe- 
nenfalls Kommentare bei. 
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Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaaten 
eine Übersicht mit Kommentaren der in Anwendung 
von Artikel 1 und 2 eingeholten Angaben und führt 
gegebenenfalls die erforderlichen Konsultationen 
durch. 

Artikel 4 

Alle betroffenen Personen oder Unternehmen sind 
angehalten, mindestens vierzehn Tage vor Ablauf 
der in Artikel 1 festgesetzten Frist den Behörden 
ihres Mitgliedstaats die für die Erfüllung ihrer in 
Artikel 1 und '1 genannten Verpflichtungen notwen- 
digen Auskünfte zu erteilen. 

Artikel 5 

1. Die gemäß dieser Verordnung übermittelten 
Informationen sind vertraulich. 

2. Wer an der Einholung und an der Ausarbeitung 
vor Informationen, auf die sich diese Verordnung 
bezieht, mitgewirkt hat, darf Einzelangaben oder 
andere individuelle Auskünfte, von denen er in 
Ausübung oder gelegentlich der Ausübung sei- 
nes Amtes Kenntnis erhalten hat, nicht preis- 
geben. 


3. Die Vertraulichkeit der Informationen nach Ab- 
satz 1 steht der Veröffentlichung von allgemei- 
nen Angaben oder von Übersichten in einer 
Form, in der Informationen über Personen oder 
Unternehmen nicht individualisiert werden kön- 
nen, nicht entgegen. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete IS^aßnahmen, 
um die Einhaltung der sich aus den Artikeln 4 und 5 
ergebenden Verpflichtungen zu gewährleisten. 

Artikel 7 

Die Verordnung (EWG) Nr. 293/74 des Rates vom 
30. Januar 1974 betreffend die für die Aufstellung 
umfassender Energiebilanzen für die Gemeinschaft 
bestimmten Informationen ist aufgehoben. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgiledstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 22. Januar 1976 - 1/4 - 680 70 - E - En 16/75: 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 30. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Energieverbrauch - Verordnung des Rates Nr. 


vom 


Anlage II 


Zusätzlicher Fragebogen 

„Krisenperiode“ g 

Land; 

Vierteljahr: 

in 103 1 roE 

teinkohle 

Sd Briketts 

Bl 

Koks 

aunkohl 
& Torf- 
briketts 

„ Minei 

Erdöl , 

prodi 

:alöl- ^ 

ukte 

Abgeleitete 

Gase 

Elektrische 

Energie 

Insgesamt 

171. Industrie 










172. Verkehr 










173. Haushalte, usw. . . 

(+ 179. sonstige) 










16. Nicht-energetischer Verbrauch 

Endverbrauch: 

171 + 172 + 173 + 16 










131. Elektrizitätswerke 





liiii 





133. Gaswerke & 

+ 










135. Hochöfen 

134. Kokereien 



















136. Raffinerien 


•ixiiiiiiiili m 







Umwandlung 

131 + (133 + 135) + 134 + 136 









14. Verbrauch des Sektors Energie 

15. Netzverluste 
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in 10» t RÖE 
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Motoren- 

benzin 

Flugkraft- 
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Insgesamt 

Erzeugung in den Raffinerien 








Inlandslieferungen 





i 
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Bemerkungen zu den Durchführungsmodalitäten für 
die Verordnung Nr. . . . 

Bei der Beantwortung der als Anhang I und Anla- 
ge II zu dieser Verordnung beigefügten Fragebogen 
sind die nachstehenden Bestimmungen zu berücksich- 
tigen: 

I. Allgemeine Bestimmung 

Die Nomenklatur der energetischen Produkte, das 
allgemeine Schema, die Definitionen und der Gel- 
tungsbereich jeder Zeile der Bilanz beruhen auf den 
vom Statistischen Amt der Europäischen Gemein- 
schaften angewandten Bestimmungen, die in allen 
ihren Veröffentlichungen mit dem Titel „Energie- 
statistik" (Vierteljährliche und jährliche Bulletins) 
präzisiert sind. 

II. Besondere Bestimmungen für die Durchführung 
dieser Verordnung 

A. Für alle Fragebogen 

1 . Energetische Erzeugnisse 

Braunkohle und Briketts + Torf: Torf ausschließ- 
lich für Irland. 

Mineralölprodukte : 

alle Erzeugnisse einschließlich Flüssiggas und 
Raffineriegas. 

Abgeleitete Gase: 

Ortsgas + Kokereigas + Hochofengas. 
Wasserkraft und Erdwärme: 

ausschließlich der Produktion aus Pumpspeicher- 
werken. 

Elektrizität: 

ausschließlich der Elektrizität aus Wasserkraft- 
werken, Erdwärme und Kernenergie auf der 
Ebene der Produktion und des Bruttoverbrauchs. 

2. Gemeinsame Einheit 

Die Bilanzen sind in 1000 t Rohöleinheiten (10^ t 
RÖE) erstellt; die Rohöleinheit hat definitions- 
gemäß einen unteren Heizwert (Hu) von 
10 000 cal/g. Eine Tonne Rohöleinheiten (1 t RÖE) 
entspricht 10 Gcal (10^ kcal). 

3. Umrechnungsfaktor in 10^ t RÖE: 


Anlage III 

Basiseinheit Umrechnungs- 


faktor 

Feste Brennstoffe 



(kSKE: 7000 kcal) 

lOnSKE 

X 0,7 

Naturgas 

Tcal (Ho) 

X 0,092 

Kokerei- und 



örtsgas 

Tcal (Ho) 

X 0,092 

Hochofengas 

Tcal (Ho) 

X 0,1 

Rohöl und 



Mineralölprodukte 

103 1 

X 1 

Andere Brennstoffe 

Tcal (Hu) 

X 0,1 

Elektrizität 



(1975) GWh (10«Kwh) 


Belgique 


X 0,224 

Danmark 


X 0,210 

Deutschland 


X 0,230 

France 


X 0,220 

Ireland 


X 0,266 

Italia 


X 0,218 

Luxembourg 


X 0,326 

Nederland 


X 0,224 

United Kingdom 


X 0,252 


B. Fragebogen „normaler Zeitraum" (Anlage I) 

1. Erzeugung von Primärenergieträgern: 

Spalte „elektrische Energie": andere Brennstoffe" 
für die Stromerzeugung in herkömmlichen Wär- 
mekraftwerken (Holz, Müll, usw. . .) erwähnen. 

2. Erzeugung von abgeleiteten Produkten: 

Spalte „Steinkohle, . . .": Erzeugung von Stein- 
kohlenbriketts auslassen *). 

Spalte „Braunkohle, . . .": Produktion von 
Braunkohlenbriketts auslassen *). 

Spalte „Elektrische Energie": Produktion aus her- 
kömmlichen Wärmekraftwerken + Elektrizität 
aus Pumpenspeicherwerken - „andere Primär- 
energieträger" (bereits unter B.l. oben erwähnt) 
angeben; Wärmeerzeugung auslassen. 

6. b) Bestände, Veränderungen: 

Lageraufbau: 

positives Zeichen ( + ) bedeutet Vergrößerung 
des Bestandes während der Berichtszeit. 

*) Entsprechend ist Zeile 132 im Fragebogen „Krisen- 
periode" „Verarbeitung von Briketts in den Werken" 
auszulassen. 
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Lagerabbau: 

negatives Zeichen ( — ) bedeutet Abnahme des 
Bestandes während der Berichtszeit. 

C. Fragebogen „Krisenperiode" (Anlage II) 

131. Elektrizitätswerke: 

Spalte „elektrische Energie": in Übereinstim- 
stimmung mit B.l. „sonstige Erzeugnisse" nicht 
erwähnen, sondern lediglich die Pumpenspei- 


cherenergie angeben, 


Begründung 

Die Verordnung (EWG) Nr. 293/74 des Rates vom 
30. Januar 1974 betreffend die für die Aufstellung 
umfassender Energiebilanzen für die Gemeinschaft 
bestimmten Informationen war seinerseits vom Rat 
in dem Bestreben erlassen worden, unverzüglich dem 
Informationsbedarf zu entsprechen, der sich aus den 
damaligen Schwierigkeiten auf dem Energieiharkt, 
die schwere Störungen zu verursachen drohten, erge- 
ben hatte. Diese Verordnung basiert ferner auf 
einem Beschluß, den die Staats- und Regierungschefs 
auf der Konferenz in Kopenhagen im Dezember 1973 
gefaßt hatten. 

Da eine Lage ähnlicher Art wie diejenige, die zum 
Erlaß dieser Verordnung geführt hat, jederzeit ent- 
stehen kann, muß die Gemeinschaft über ein Instru- 
ment verfügen, mit dem sie sich schnell, genau und 
auf einheitliche Weise über die wesentlichen Gege- 
benheiten ihrer Energieversorgung informieren 
kann, wenn diese bedroht ist oder bedroht werden 
könnte. 

Aber die seit kurzem herrschenden Bedingungen, 
die nicht von besonderen Schwierigkeiten gekenn- 
zeichnet sind, erfordern ständige Bemühungen um 


die Anpassung der Versorgungsstrukturen an eine 
sich häufig wandelnde Marktsituation; sie rechtfer- 
tigen mithin auch eine regelmäßige Unterrichtung, 
die sich in bezug auf Periodizität und Inhalt jedoch 
von den Angaben unterscheidet, die in kritischen 
Situationen zu übermitteln sind. 

Wegen der hier wünschenswerten Wirksamkeit muß 
die Übermittlung der erforderlichen Angaben auf 
der Ebene der Mitgliedstaaten und auf Gemein- 
schaftsebene vereinheitlicht und rationalisiert wer- 
den, damit die Kommission auf gleichartige Weise 
umfassend über den Stand der Energieversorgung 
der Gemeinschaft unterrichtet wird. Die Beurteilung 
der Energieversorgungslage kann nur verläßlich 
sein, wenn sie einheitlich durchgeführt wird und alle 
betroffenen Sektoren umfaßt. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 293/74 des Rates 
vom 30. Januar 1974 werden diese Forderungen 
nicht mehr erfüllt. Es erscheint daher notwendig, sie 
außer Kraft zu setzen und eine Verordnung zu erlas- 
sen, die der Kommission Gewähr bietet, daß sie in 
schwierigen wie in normalen Zeiten alle Informatio- 
nen erlangt, die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben im 
Rahmen der Energiepolitik benötigt. Dies wird mit 
der nachstehenden Verordnung angestrebt. 


6 


